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Kommunale Wärmeplanung 
 

Sachverhalt: 
 
Der Kommunalen Wärmeplanung kommt für den Klimaschutz, die regionale Wertschöpfung und 
Strukturentwicklung eine entscheidende Rolle zu.  
 
Mit dem Gesetzesentwurf der Bundesregierung vom 01. Juni 2023 für die Wärmeplanung und zur 
Dekarbonisierung der Wärmenetze wurde festgelegt, dass in Gebieten mit einer Einwohnerzahl zwischen 
10.000 und 100.000 spätestens bis zum 31. Dezember 2028 Wärmepläne zu erstellen sind. 
 
Diese Wärmeplanung soll eine Bestands- und Potenzialanalyse, die Entwicklung und Beschreibung eines 
Zielszenarios, die Einteilung des beplanten Gebiets in Wärmeversorgungsgebiete sowie die Darstellung von 
Versorgungsoptionen umfassen.  
 
Ziel ist es, eine Entwicklung hin zu einer Wärmeversorgung zu erreichen, die unter Berücksichtigung 
vorhandener Gegebenheiten und festgelegter Indikatoren auf erneuerbaren Energien bzw. Nutzung von 
unvermeidbarer Abwärme basiert.  
 
Um dieses Ziel zu erreichen, sollen ganzheitliche Konzepte zur Wärmeeffizienz und -versorgung erstellt 
werden und konkrete ortsteil- oder gebäudespezifische Umsetzungsmaßnahmen entwickelt werden. Diese 
tragen auch zur Planungs- und Investitionssicherheit bei. Im Folgenden sollen die entwickelten Maßnahmen 
auch in vorhandene Instrumente wie Flächennutzungs- und Bauleitpläne integriert werden.  
 
Finanziell bezuschusst werden entsprechend der Kommunalrichtlinie des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Klimaschutz Ausgaben für fachkundige externe Dienstleister*innen zur Planerstellung, 
Organisation und Durchführung der Beteiligung von Akteur*innen sowie begleitende Öffentlichkeitsarbeit. 
Der Zuschuss beträgt 90 % der förderfähigen Gesamtausgaben, bei Antragstellung bis zum 31. Dezember 
2023.  Ab 2024 sinkt die Förderquote von 90 % auf 60 %. 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Die erforderlichen Mittel werden im Haushalt 2024 vorgesehen. 
 
Beschluss: 
 
Der Bau-, Planungs- und Umweltausschuss empfiehlt dem Verbandsgemeinderat die Durchführung der 
Wärmeplanung und der Aufstellung eines Wärmeplanes für die Verbandsgemeinde Gerolstein 
zuzustimmen. 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, für die Fördermittelbeantragung entsprechende Richtpreisangebote 
einzuholen und die Fördermittel bis zum 31. Dezember 2023 zu beantragen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig beschlossen 
Ja: 15   
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Faktenpapier 

Kommunale Wärmeplanung 
Förderung im Rahmen der Kommunalrichtlinie (Nationale 
Klimaschutzinitiative - NKI) 

Die Kommunale Wärmeplanung ist ein langfris-
tiger und strategisch angelegter Prozess mit 
dem Ziel einer weitgehend klimaneutralen Wär-
meversorgung und -nutzung bis zum Jahr 2040 
für alle Kommunen in Rheinland-Pfalz. 

Warum Kommunale Wärmeplanung? 

Der Wärmesektor ist für die Erreichung der Kli-
maschutzziele gleichermaßen von essentieller 
Bedeutung wie herausfordernd. Der Anteil der 
Erneuerbaren Energien liegt aktuell bei der Be-
reitstellung bei nur rund 11 Prozent, das Gros 
ist fossil. Die Dekarbonisierung des Wärmesek-
tors ist ein anspruchsvolles Ziel, die Kommunale 
Wärmeplanung ein wichtiges Instrument zu 
dessen Erreichung. 

Abb.: Energiebedarf und -bereitstellung Rheinland-Pfalz,  
eigene Darstellung  

Inhalt von Wärmeplänen 

(1) Ausgangspunkt bildet eine Bestandsanaly-
se, die z. B. die Gebäudewärmebedarfe und die
Wärmeversorgungsinfrastruktur umfasst. Sie
beinhaltet auch eine Energie- und THG-Bilanz.

(2) Potenzialanalyse: Identifikation von Poten-
zialen zur Energieeinsparung für Raumwärme,

Warmwasser und Prozesswärme in den Sekto-
ren Haushalte, Gewerbe-Handel-
Dienstleistungen, Industrie, öffentliche Liegen-
schaften sowie lokale Potenziale erneuerbarer 
Energien und Abwärme. 

(3) Basierend auf der Potenzialanalyse werden
Szenarien entwickelt wie eine zukunftsfähige
Wärmeversorgung, unter Betrachtung der Ver-
sorgungskosten, aussehen soll.

(4) Entwicklung eines Maßnahmenkatalogs
mit Zeitplan. Zusätzlich müssen für zwei bis
drei prioritäre Fokusgebiete räumlich verortete
Umsetzungspläne erarbeitet werden.

(5) Außerdem: Verstetigungsstrategie, Con-
trolling-Konzept mit Indikatoren, Kommunika-
tionsstrategie und Konzept für die Partizipati-
on relevanter Verwaltungseinheiten und Ak-
teure.

→ Bei der Erhebung von Energiedaten ist ent-
scheidend, dass es sich dabei um räumlich auf-
gelöste Darstellungen handelt. Aus fachlicher
Sicht ist eine standort- oder gebäudescharfe
Auflösung sinnvoll und erforderlich.

Hinweis: 

Weitere Informationen zu den inhaltlichen 
Anforderungen an kommunale Wärmepläne 
im Technischen Annex der Kommunalrichtli-
nie: www.earlp.de/annexkr  

TOP Ö  7TOP Ö  7

https://www.klimaschutz.de/sites/default/files/mediathek/dokumente/20221101_NKI_Kommunalrichtlinie_Technischer-Annex.pdf
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Wie hoch ist der Zuschuss? 

▪ Der Zuschuss beträgt 60 % der förderfähigen

Gesamtausgaben; bei Antragstellung bis
zum 31.12.2023 gilt ein erhöhter Zuschuss
von 90 %.

▪ Für finanzschwache Kommunen beträgt der

Zuschuss 80 %; bei Antragstellung bis zum
31.12.2023 gilt ein erhöhter Zuschuss von
100 %.

Förderfähige Kosten 

▪ Kosten für externe Dienstleister zur Planer-

stellung sind nicht gedeckelt

▪ Max. 5.000 € für Endredaktion und Druck

▪ Max. 10.000 € für Organisation und Durch-

führung von Akteursbeteiligung

▪ i. d. R. bis zu 5.000 € für begleitende Öffent-

lichkeitsarbeit

Geplantes Bundesgesetz  
zur Kommunalen Wärmeplanung 

Durch das Gesetz für die Kommunale Wärme-
planung sollen die Länder bundesgesetzlich 
verpflichtet werden, eine Wärmeplanung auf 
ihrem Hoheitsgebiet durchzuführen oder 
durchführen zu lassen. Die Länder werden die-
se Verpflichtung i. d. R. an die Kommunen wei-
terreichen. Die Wärmeplanung soll in einem 
rechtlich verbindlichen Wärmeplan münden, 
der aufgrund der formalen und inhaltlichen An-
forderungen erlassen wird, die das Bundesge-
setz vorgibt. Das Gesetz für die kommunale 
Wärmeplanung wird Vorgaben nur machen, 
wenn dies für die Erreichung der dargestellten 
Ziele des Gesetzes notwendig ist (Grundsatz 
der Subsidiarität sowie der Verhältnismäßig-
keit). 

Das Inkrafttreten des Gesetzes wird laut BMWK 
auf Bundesebene bis zum Ende des dritten 
Quartals 2023 angestrebt (Stand: 02/2023). Da-
nach folgt eine Gesetzgebung durch die Länder. 

Ansprechpartner auf Bundesebene: 

Service– und Kompetenzzentrum 

Kommunaler Klimaschutz (SK:KK) 

Tel.: 030 39001 170  

E-Mail: skkk@klimaschutz.de

Kompetenzzentrum Kommunale 

Wärmewende (KWW)  

Tel.: 030 66 7770 

www.kww-halle.de  

Weitere Informationen: 

▪ Kommunalrichtlinie des BMWK:

www.klimaschutz.de/kommunalrichtlinie

▪ Förderschwerpunkt Kommunale Wärme-

pläne: www.earlp.de/komwp

Ansprechpartner bei der  
Energieagentur Rheinland-Pfalz: 

Paul Ngahan  
(Leiter Kompetenzzentrum Nahwärme) 

Tel.: 0631 343 71 130 

nahwaerme@energieagentur.rlp.de  

Dr. Tobias Woll (Referent Förderung) 

Tel.: 0631 343 71 122 

foerderung@energieagentur.rlp.de 

Rebecca Jung (Referentin Förderung) 

Tel.: 0631 343 71 126 

foerderung@energieagentur.rlp.de 

Die Energieagentur Rheinland-Pfalz GmbH übernimmt keine Gewähr 
für die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben. 

Trotz sorgfältiger inhaltlicher Kontrolle übernehmen wir keine 
Haftung für die Inhalte externer Links. Für den Inhalt der verlinkten 
Seiten sind ausschließlich deren Betreiber verantwortlich. 
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